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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Binnenschiffahrts- und 

Rheinschiffahrtssachen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes-
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

En der Anlage 2 wird der Entwurf der Bekanntmachung des deutschen 
Wortlautes der Artikel 32 bis 40 der revidierten Rheinschiffahrts-
akte sowie des Zusatzprotokolls vom 18. September 1895 auf Grund 
des § 20 des obigen Gesetzentwurfes mit der Bitte um Kenntnis-
nahme beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. März 1952 
zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und die Änderungen in Anlage 3 vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrats ist als Anlage 4 beigefügt. 

Für den Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Der Bundesminister des Innern 

Dr. Lehr 



Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

über das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schiossen: 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 1 

In Binnenschiffahrtssachen sind im ersten 
Rechtszuge die Amtsgerichte auch soweit 
sachlich zuständig, wie nach den Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes die Land-
gerichte zuständig wären. 

5 2 

(1) Binnenschiffahrtssachen im Sinne dieses 
Gesetzes sind bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, 
die mit der Benutzung von Binnengewässern 
durch Schiffahrt oder Flößerei zusammen-
hängen und zum Gegenstand haben: 

a) Schadensersatzansprüche aus unerlaubten 
Handlungen; 

b) andere Ansprüche wegen der von Privat-
personen vorgenommenen Hemmung des 
Leinpfades, wegen der Beschädigungen, 
welche Schiffer oder Flößer während ihrer 
Fahrt oder beim Anlanden anderen ver-
ursacht haben, oder wegen der den 
Eigentümern der Zugpferde beim Her-
aufziehen der Schiffe zur Last gelegten 
Beschädigungen am Grundeigentum; 

e) vertragliche Schadensersatzansprüche aus 
einem Unfall, der durch ein Schiff oder 
ein Floß oder bei dem Betriebe eines 
Schiffes oder eines Floßes entstanden ist; 

d) Schadensersatzansprüche wegen Ver-
letzung einer Amtspflicht zur Sicherung 
des Verkehrs; 

e) Ansprüche aus Bergung oder Hilfe

-

leistung, namentlich auf Berge- und Hilfs-
lohn, sowie vertragliche Ansprüche wegen 
Hilfe bei einer Schiffahrtsgefahr; 

f) Ansprüche wegen Zahlung der Lotsen-, 
Kran-, Waage-, Hafen- und Bohlwerks-
gebühren oder -vergütungen und ihres 
Betrages; 

g) Ansprüche, für deren Verhandlung und 
Entscheidung die Parteien die Zuständig-
keit cines Schiffahrtsgerichts vereinbart 
haben. 

Diese Vorschriften gelten für Binnen-
wasserstraßen, auf denen die Seewasser-
straßenordnung gilt, für den Nord-Ostsee-
Kanal und für Seehafen nur dann, wenn 
keine Seeschiffe an dem Vorfall beteiligt sind. 

(2). Binnenschiffahrtssachen im Sinne dieses 
Gesetzes sind Strafsachen wegen Zuwider

-

handlungen gegen Strom- und schiffahrts

-

polizeiliche Vorschriften, die auf oder an 
Binnengewässern begangen sind. Als Binnen

-

schiffahrtssachen gelten jedoch diese Straf-
sachen nicht, wenn die Zuwiderhandlung 
a) in Tateinheit mit einem Vergehen oder 

einem Verbrechen, 

oder 
h) außerhalb eines Seehafens auf oder an 

Binnenwasserstraßen, auf denen die See-
wasserstraßenordnung gilt, 

oder 

c) auf oder an dem Nord-Ostsee-Kanal 

begangen ist. 

§ 3 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 
die Binnenschiffahrtssachen sind, ist vorbe-
haltlich einer abweichenden Vereinbarung 
örtlich zuständig: 



In den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstabe a bis 
d und g nur das Gericht, in dessen Bezirk 
sich die den Anspruch begründende Tat-
sache ereignet hat; 

in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstabe e 
nur das Gericht, in dessen Bezirk die Ber-
gung bewirkt oder die Hilfeleistung be-
endet worden ist; 
in den Fällen des § 2 Abs. 1 Buchstabe f 
nur das Gericht des Erfüllungsortes. 

Hat sich die den Anspruch begründende Tat-
sache auf einem Gewässer zwischen zwei 
deutschen Ufern ereignet, die zum Bezirk 
verschiedener Gerichte gehören, so sind die 
Gerichte beider Ufer zuständig. 

(2) Für die Zuständigkeit zum Erlag von 
Zahlungsbefehlen gelten die allgemeinen Vor-
schriften. Wird rechtzeitig Widerspruch er-
hoben oder gegen einen Vollstreckungsbefehl. 
Einspruch eingelegt, so ist das Verfahren zur 
Terminsanberaumung an das nach Absatz 1 
zuständige Gericht zu verweisen, falls nicht 
die Vereinbarung der Zuständigkeit des ange-
gangenen Gerichts behauptet oder die Ver-
weisung an das Landgericht wegen Verein-
barung von dessen Zuständigkeit beantragt 
ist. § 276 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozeßord-
nung gilt entsprechend. Die Verweisung an 
das nach Absatz 1 zuständige Gericht unter-
bleibt, wenn dieses aus dem Gesuch um Er-
lag des Zahlungsbefehls nicht ersichtlich ist. 

(3) In Strafsachen, die Binnenschiffahrts-
sachen sind, ist nur das Gericht zuständig, in 
dessen Bezirk die strafbare Handlung began-
gen ist. Ist diese auf einem Gewässer zwischen 
zwei deutschen Ufern begangen, die zum Be-
zirk verschiedener Gerichte gehören, so sind 
die Gerichte beider Ufer zuständig. 

(4) Wäre nach diesen Vorschriften ein Ge-
richtsstand im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nicht begründet, so ist das Gericht zuständig, 
das bei Anwendung der Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung oder der Strafprozeß-
ordnung zuständig wäre. 

§ 4 

Die Landesjustizverwaltungen können die 
Verhandlung und Entscheidung von Binnen-
schiffahrtssachen einem Amtsgericht als 
Schiffahrtsgericht oder einem Oberlandes-
gericht als Schiffahrtsobergericht für be-
stimmte Binnengewässer oder bestimmte Ab-
schnitte von Binnengewässern aus dem Bezirk  

mehrerer Gerichte zuweisen. Befinden sich 
diese Gerichte nicht in demselben Lande, so 
kann die Zuweisung durch eine Vereinbarung 
der beteiligten Landesjustizverwaltungen be-
wirkt werden; die Vereinbarung ist in den 
beteiligten Ländern zu veröffentlichen. 

§ 5 

(1) Die für Binnenschiffahrtssachen zu-
ständigen Amtsgerichte sind Schiffahrts

-

gerichte im Sinne dieses Gesetzes. Sie führen, 
vorbehaltlich des § 14, bei der Verhandlung 
und Entscheidung von Binnenschiffahrts

-

sachen die Bezeichnung „Schiffahrtsgericht". 

(2) Ist ein Amtsgericht mit mehreren 
Richtern besetzt, so sind bei der Geschäfts-
verteilung die Geschäfte des Schiffahrts

-

erichts einem oder einzelnen von ihnen zu 
übertragen. 

§ 6 

(1) 'Wird in bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten die Zuständigkeit eines Gerichts ver-
einbart, das nicht ein Schiffahrtsgericht ist, so 
sind die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
anzuwenden. 

(2) Das gleiche gilt, wenn in einem Rechts-
streit vor einem Gericht, das nicht ein Schiff-
fahrtsgericht ist, ein in § 2 Abs. 1 bezeich-

neter Anspruch im Wege der  Aufrechnung 
geltend gemacht wird. 

§ 7 

Die Geschäfte der Staatsanwaltschaft wer-
den in Binnenschiffahrtssachcn von der 
Staatsanwaltschaft bei dem Schiffahrtsgericht 
oder bei dem ihm übergeordneten Land-
gericht wahrgenommen. Die Anträge und 
Verfügungen in Bin nenschiffahrtssachen 
sollen als solche gekennzeichnet werden. 

§ 8  

Im Verfahren vor den Schiffahrtsgerichten 
ist § 510c der Zivilprozeßordnung nicht anzu-
wenden Die Anträge der Parteien in Binnen-
schiffahrtssachen sollen als solche gekenn-
zeichnet werden. 

§9 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ist 
gegen die Urteile der Schiffahrtsgerichte die 
Berufung ohne Rücksicht auf den Wert. des 
Beschwerdegegenstandes zulässig. 



(2) In den Fällen des 5 2 Abs. 1 Buch-
stabe d ist die Revision gegen die in der Be-
rufungsinstanz erlassenen Endurteile ohne 
Zulassung und ohne Rücksicht auf den Wert 
des Beschwerdegegenstandes zulässig. 

5 10 

In Strafsachen ist gegen die Urteile der 
Schiffahrtsgerichte Berufung auch in dem 
Falle des § 313 der Strafprozeßordnung zu-
lässig. In Strafsachen ist die Revision ausge-
schlossen. 

5 11 

(1) Für die Verhandlung und Entscheidung 
über Berufungen und Beschwerden gegen die 
Entscheidungen der Schiffahrtsgerichtc in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und in 
Strafsachen sind die Oberlandesgerichte zu-
ständig. Sie führen hierbei, vorbehaltlich des 
5 14, die Bezeichnung „Schiffahrtsober-
gericht". 

(2) Die Zulässigkeit des Rechtsmittels wird 
dadurch nicht berührt, daß es statt bei dem 
Oberlandesgericht bei dem dem Schiffahrts

-

gericht übergeordneten Landgericht eingelegt 
wird; die Sache wird von Amts wegen an das 
Oberlandesgericht abgegeben. 

5 12 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vor 
den Schiffahrtsobergerichten kann jeder bei 
einem Gericht im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes zugelassene Rechtsanwalt die Ver-
tretung übernehmen. 

Zweiter Abschnitt 

Besondere Verfahrensvorschriften für 
Rheinschiffahrtssachen 

§ 13 

(1) In Binnenschiffahrtssachen, die Rhein-
schiffahrtssachen sind, gelten die Vorschriften 
des ersten Abschnitts dieses Gesetzes nur, so-
weit sich aus den Bestimmungen der revidier-
ten Rheinschiffahrtsakte vorn 17. Oktober 
1868 und den §§  14 his 17 dieses Gesetzes 
nichts anderes ergibt. 

(2) Rheinschiffahrtssachen sind nur die in 
Artikel 34 der revidierten Rhcinschiffahrts-
akte bezeichneten bürgerlichen Rechtsstreitig-

keiten und Strafsachen, die sich auf Vorgänge 
auf dem Rhein abwärts von der deutsch-
schweizerischen Grenze bei Basel beziehen. 
Ein bürgerlicher Rechtsstreit gilt nicht als 
Rheinschiffahrtssache, wenn die Parteien die 
Zuständigkeit eines Gerichts vereinbaren, das 
für Rheinschiffahrtssachen nicht zuständig ist. 

§ 14 

(1) Bei der Verhandlung und Entscheidung 
von Rheinschiffahrtssachen führt das Amts-
gericht an Stelle der Bezeichnung „Schiff-
fahrtsgericht" die Bezeichnung „Rheinschiff-
fahrtsgericht", das Oberlandesgericht an Stelle 
der Bezeichnung „Schiffahrtsobergericht" die 
Bezeichnung „Rheinschiffahrtsobergericht". 

(2) Die Anträge und die Verfügungen der 
Staatsanwaltschaft in Rheinschiffahrtssachen 
und die Anträge der Parteien in Rheinschiff

-

fahrtssachen sollen als solche gekennzeichnet 
werden. 

§ 15 

Die Entscheidung einer Binnenschiffahrts-
sache, die nicht Rheinschiffahrtssache ist, darf 
nicht mit der Entscheidung einer Rhein-
schiffahrtssache verbunden werden. 

§ 16 

Die Berufung an das Rheinschiffahrtsober-
gericht unterliegt weder in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten noch in Strafsachen der 
in Artikel 37 Abs. 1 der revidierten Rhein-
schiffahrtsakte vorgesehenen Beschränkung. 

§ 17 

In Rheinschiffahrtssachen ist unter der Be-
schränkung des Artikels 37 Abs. 1 der revi-
dierten Rheinschiffahrtsakte statt der Be-
rufung an das Rheinschiffahrtsobergericht 
auch die Anrufung der Zentralkommission in 
Straßburg zulässig. 

§ 17 a  

Zuwiderhandlungen gegen die von den 
Rheinuferstaaten gleichlautend erlassenen 
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen 
worden sind und in denen Geldstrafen bis zu 
150 Deutsche Mark angedroht sind, werden 
nach Artikel 32 der revidierten Rheinschiff-
fahrtsakte mit einer Geldstrafe von 10 bis 
300 französischen Goldfranken bestraft. Auf 



diese Zuwiderhandlungen sind die Vor-
schriften für Übertretungen entsprechend an-
zuwenden. 

Dritter Abschnitt 

Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§  18 

Die Strafverfolgung der in 2 Abs. 2 be-
zeichneten Zuwiderhandlungen gegen strom-
und schiffahrtspolizeiliche Vorschriften ver-
jährt in einem Jahr. 

§ 19 

Entscheidungen außerdeutscher Rhein-
schiffahrtsgerichte werden auf Grund einer 
von dem Rheinschiffahrtsobergericht Köln 
mit der Vollstreckungsklausel (§ 724 der 
Zivilprozeßordnung, §  451 der Strafprozeß-
ordnung) kostenfrei zu versehenden Ausferti-
gung vollstreckt. 

§ 20 

Der Bundesminister der J ustiz wird er-
mächtigt, die Artikel 32 bis 40 der revi-
dierten Rheinschiffahrtsakte sowie das Zu-
satzprotokoll vorn 18. September 1895 im 
deutschen Wortlaut neu bekanntzumachen. 

§ 21 

Bis zu anderer Regelung durch die Landes-
justizverwaltungen sind die Gerichte, die 
nach den bisher geltenden Vorschriften zu 
Schiffahrtsgerichten (Schiffahrtsobergerichten) 
oder zu Rheinschiffahrtsgerichten (Rhein-
schiffahrtsobergerichten) bestellt sind, für die 
ihnen als solchen zugeteilten Bezirke Schiff-
fahrtsgerichte (Schiffahrtsobergerichte) im 
Sinne dieses Gesetzes. Die Zuständigkeit der 
badischen Schiffahrtsgerichte beschränkt sich 
auf die badischen Gebietsteile dieser Bezirke. 

§ 22 

Für die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
anhängigen Sachen bewendet es bei den bis-
her geltenden Vorschriften. 

§ 23 

§ 6 Abs. 1 des Gesetzes betreffend die 
privatrechtlichen Verhältnisse der Binnen-
schiffahrt vom 15. Juni 1895 (Reichsgesetzbl. 
S. 301) erhält folgende Fassung:  

„Das Gericht des Ortes, von dem aus 
die Schiffahrt mit dem Schiffe betrieben 
wird (Heimatort), ist, vorbehaltlich des 

§ 3 Abs. 1 des Gesetzes über das gericht-
liche Verfahren in Binnenschiffahrts-
und Rheinschiffahrtssachen vom   
1952 (Bundesgesetzbl. I S. . . .), für alle 
gegen den Schiffseigner als solchen zu er-
hebenden Klagen zuständig ohne Unter-
schied, ob er persönlich oder nur mit 
Schiff und Fracht haftet." 

§ 24 

(1) Dieses Gesetz tritt am  
in Kraft. 

(2) Beim Inkrafttreten des Gesetzes treten, 
vorbehaltlich des §  22, außer Kraft: 

a) das Gesetz über die. Rheinschiffahrts-
gerichte vom 5. September 1935 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1142) und die zu seiner 
Durchführung erlassenen Verordnungen 
vom 25. September 1935 (Reichsgesetzbl.I 
S. 1167) und vorn 25. November 1935 
Reichsgesetzbl. I S. 1417); 

b) § 92 Buchstabe a des Gerichtskosten-
gesetzes in der Fassung der Verordnung 
vom 27. März 1936 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 319); 

e) das Gesetz über das Verfahren in Binnen-
schiffahrtssachen vom 30. Januar 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 97) und die zu seiner 
-Durchführung erlassenen Verordnungen 
vom 26. Juni 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) und vorn 18. März 1943 (Reichs-
gesetzbl. I S. 147); 

d) § 1 der Verordnung des Oberlandes-
gerichtspräsidenten in Braunschweig über 
die Bestellung eines Schiffahrtsgerichts 
und über die Führung des Binnenschiffs

-

registers für den Ems - Weser - Kanal 
(Mittellandkanal) ostwärts der Oker bis 
zur Grenze der englischen und der 
russischen Besatzungszone vom 3. Juli 
1946 (Justizbl. Braunschweig 1946 S. 78); 

e) § 1 der Verordnung des Oberlandes-
gerichtspräsidenten in Celle über die Be-
stellung eines Schiffahrtsgerichts und über 
die Führung des Binnenschiffsregisters für 
den Ems-Weser-Kanal (Mittellandkanal) 
ostwärts der Oker bis zur Grenze der 
englischen und russischen Besatzungszone 
vom 2. Juli 1946 (Hann. Ppfl. 1946 S. 66); 



f) die Verordnung des württembergisch

-

badischen Justizministeriums über die 
Bestimmung eines Schiffahrtsgerichts und 
eines Schiffahrtsobergerichts für das Land 
Württemberg-Baden vom 14. Dezember 
1946 (Amtsbl. des Justizministeriums 
1947 S. 2); 

g) die Anordnung der Landesdirektion der 
Justiz des Landes Württemberg-Hohen-
zollern über die Zuständigkeit in Binnen-
schiffahrtssachen vom 16. Juni 1947 
(Reg.Bl. S. 61); 

h) die Verordnung Nr. 1005 der württem-
bergisch-badischen Landesregierung über 
Rheinschiffahrtsgerichte vom 20. April 
1948 (Reg.Bl. S. 62); 

i) die Erste Hessische Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über das Ver-
fahren in Binnenschiffahrtssachen vom 
5. Juli 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 91); 

k) die Verordnung des Zentral-Justizamts 
für die britische Zone zum Gesetz über 

das Verfahren in Binnenschiffahrtssachen 
vom 16. August 1948 (VO.Bl.B.Z. S. 240); 

l) das bayerische Gesetz über das Verfahren 
in Binnenschiffahrtssachen vom 22. Ok-
tober 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 242); 

m) das Landesgesetz von Rheinland--Pfalz 
über deutsche Schiffahrtsgerichte, das Ver-
fahren in Schiffahrtssachen und die 
Führung des Schiffsregisters vom 22. Ok-
tober 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 388) mit Ausnahme des § 21; 

n) das Gesetz Nr. 9 der amerikanischen 
Militärregierung (Amtsbl. 1947, Aus-
gabe E S. 14); 

o) die Verordnung Nr. 65 der britischen 
Militärregierung (Amtsbl. S. 359). 

§ 25 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung des Ge-
setzes in Berlin beschlossen hat. 

Begründung 

Die besonderen Vorschriften für das gericht-
liche Verfahren in Binnenschiffahrtssachen, 
die durch das Reichsgesetz vom 30. Januar 
1937 (RGBl. I S. 97) vereinheitlicht worden 
waren, sind durch die vielfältige Nachkriegs-
gesetzgebung unübersichtlich geworden. Bei 
Wiedereinführung der 1937 aufgehobenen 
Rheinschiffahrtsgerichtsbarkeit durch die 
Verordnung Nr. 65 der britischen Militär-
regierung und das Gesetz Nr. 9 der amerika-
nischen Militärregierung sowie durch das 
rheinland-pfälzische Gesetz über deutsche 
Schiffahrtsgerichte, das Verfahren in Schiff-
fahrtssachen und die Führung des Schiffs-
registers vom 22. Oktober 1948 (GVBl. 
S. 388) ist die Geltung des Reichsgesetzes 
vom 30. Januar 1937 für den Rhein sowie 
für den innerhalb des Landes Rheinland-
Pfalz gelegenen Teil der Lahn aufgehoben 
worden. Darüber hinaus ist das genannte 
Reichsgesetz, das bereits durch die Vierte 
Verordnung zu seiner Durchführung vom 
26. Juni 1941 (RGBl. I S. 351) wesentlich 
ergänzt und durch Artikel 1 der Fünften 
Verordnung zu seiner Durchführung vom 

18. März 1943 (RGBl. I S. 147) geändert 
worden war, für das Gebiet der britischen 
Zone durch die Verordnung des Zentral

-

Justizamts vom 16. August 1948 (Vo.Bl.B.Z. 
S. 240) in seinen Bestimmungen über die 
örtliche Zuständigkeit der Gerichte geändert 
worden. 

Die auf der revidierten Rheinschiffahrtsakte 
vom 17. Oktober 1868 beruhende Rhein-
schiffahrtsgerichtsbarkeit ist in den Ländern 
der britischen und der amerikanischen Zone 
und besonders im Lande Rheinland-Pfalz 
unterschiedlich geordnet. Im Lande Baden 
fehlt bisher eine Regelung der Rheinschiff-
fahrtsgerichtsbarkeit. 

Durch die neue Gesetzgebung hat sich über-
dies ein Unterschied in dem Umfang der 
Schiffahrtssachen ergeben, die als Binnen-
schiffahrtssachen und als Rheinschiffahrts-
sachen gelten. Es gibt Binnenschiffahrtssachen 
auf dem Rhein, die nicht Rheinschiffahrts-
sachen sind, und andererseits Rheinschiff-
fahrtssachen, die nicht Binnenschiffahrts

-

sachen sind. Die Abgrenzung beider Begriffe 



in der bisher geltenden Form erscheint sach-
lich nicht begründet. Die Unübersichtlichkeit 
wird vermehrt durch die Tatsache, daß neben 
die deutschen Rheinschiffahrtsgerichte solche 
der Militärregierungen gesetzt worden sind. 

Der vorliegende Entwurf dient der Wieder-
herstellung der Rechtseinheit im Bundes-
gebiet und einer zweckmäßigen Ausgestal-
tung der Verfahren in Binnenschiffahrts-
sachen. Er sieht die Änderung des geltenden 
Rechtszustandes in folgender Weise vor: 

1. Die Gruppe derjenigen Sachen, für welche 
die vom Gerichtsverfassungsgesetz ab-
weichenden Zuständigkeitsvorschriften und 
die von der Zivilprozeßordnung ab-
weichenden Verfahrensvorschriften gelten, 
wird erheblich erweitert. Dadurch werden 
alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und 
Strafsachen, die nach der Rheinschiffahrts-
akte zur Zuständigkeit der Rheinschiff-
fahrtsgerichte gehören, und die ent-
sprechenden Sachen, die sich auf Vorgänge 
auf anderen Gewässern als dem Rhein be-
ziehen, den für Binnenschiffahrtssachen 
geltenden Vorschriften unterstellt. 

2. Die Vorschriften über das Verfahren in 
Binnenschiffahrtssachen erhalten Geltung 
für alle Binnenschiffahrtssachen ohne 
Rücksicht darauf, ob die Verhandlung und 
Entscheidung dieser Sachen einem Amts-
gericht für den Bezirk mehrerer Amts-
gerichte zugewiesen ist. 

3. Das Verfahren in Rheinschiffahrtssachen 
wird als eine besondere Form des Ver-
fahrens in Binnenschiffahrtssachen ge-
staltet, das nur die Besonderheiten auf-
weist, die sich aus den vertraglichen Bin-
dungen auf Grund der revidierten Rhein-
schiffahrtsakte ergeben. 

4. Die Änderungen werden durch Zusammen-
fassung der Vorschriften in einem Gesetz 
unter Beseitigung aller landesrechtlichen 
Verfahrensvorschriften durchgeführt. 

Die deutschen Rheinschiffahrtsgerichte ver-
lieren dadurch ihre bisherige Eigenschaft als 
besondere Gerichte im Sinne des § 14 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und werden zu 
einer Unterart der übrigen Schiffahrts-
gerichte, auch soweit sie in Rheinschiffahrts-
sachen tätig sind. 

Im einzelnen ist zu den Vorschriften des 
Entwurfs folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

Die Vorschrift regelt die sachliche Zuständig-
keit in Binnenschiffahrtssachen im ersten 
Rechtszug. Diese wird den Amtsgerichten 
auch insoweit übertragen, als nach den Vor-
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes, ins-
besondere nach §§ 71, 74 Abs. 1, die Land-
gerichte sachlich zuständig wären. Die Rege-
lung entspricht hinsichtlich der bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten dem § 2 des Gesetzes 
vorn 30. Januar 1937. Daß Parteivereinbarun-
gen zur Begründung der sachlichen Zustän-
digkeit des Landgerichts in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten (§ 38 ZPO) nicht ausge-
schlossen sind, ergibt sich aus § 3 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 1. Eine weitere Hervorhebung dieser 
Möglichkeit erscheint nicht angebracht. 

Zu § 2: 

Die Vorschrift bestimmt den Kreis der 
Binnenschiffahrtssachen, d. h. derjenigen 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und Straf-
sachen, für die die Vorschriften des Gesetzes 
gelten. 

In  bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten knüpft 
die Regelung an § 1 des Gesetzes vom 
30. Januar 1937 an, erweitert aber den Kreis 
der dort genannten Sachen um die in den 
Buchstaben b, c, d, f, g bezeichneten Sachen 
und um die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
über vertragliche Ansprüche wegen Hilfe bei 
einer Schiffahrtsgefahr (Buchstabe e). Diese 
Erweiterungen entsprechen Anregungen, die 
aus Kreisen der Binnenschiffahrt gegeben 
sind. Durch Buchstaben b und f werden die-
jenigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die 
bisher nur bei der Rheinschiffahrt besonderen 
Verfahrensregeln unterworfen waren, ohne 
örtliche Beschränkung in den Kreis der Bin-
nenschiffahrtssachen einbezogen. Die in Buch-
stabe b bezeichneten Sachen kommen, wenn 
auch nur selten, im Bereich der Donau-Schiff-
fahrt und der Kanalschiffahrt noch vor. 

Der Geltungsbereich des Gesetzes vom 
30. Januar 1937 ist durch dessen S 1 Abs. 2 
in der Fassung des Artikels 1 der Fünften 
Durchführungsverordnung vom 18. März 
1943 beschränkt. Es gilt nicht für Binnen-
gewässer, auf welche die Seewasserstraßen

-
ordnung anzuwenden ist. Für Seehäfen, die 
Binnengewässer sind, gilt das Gesetz vom 
30. Januar 1937 ohne Rücksicht darauf, ob 
die Seewasserstraßenordnung Anwendung 
findet. 



Diese Regelung ist nicht befriedigend, soweit 
die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten in Be-
tracht kommen. Es besteht kein Grund, die 
Aufnahme eines Anspruchs in den Kreis der 
Binnenschiffahrtssachen davon abhängig zu 
machen, daß auf der benutzten Wasserstraße 
die. Seewasserstraßenordnung nicht gilt. Dieses 
Erfordernis ist deshalb in §  2 Abs. 1 nicht 
mehr enthalten. Andererseits erscheint es an-
gebracht, Vorgänge im Bereich der Seewasser-
straßen, des Nord-Ostsee-Kanals und der See-
häfen dann auszunehmen, wenn ein Seeschiff 
beteiligt ist, denn in solchen Fällen hat der 
Streitgegenstand oft einen besonders hohen 
Wert, so daß es angebracht ist, die erst-
instanzliche Entscheidung den Landgerichten 
zu belassen. Aus diesem Grunde ist Absatz 1 
Satz 2 eingeführt. 

Obgleich der Begriff der Seehäfen durch die 
innerdeutsche Gesetzgebung nicht festgelegt 
ist, kann auf seine Definition verzichtet wer-
den, weil anzunehmen ist, daß die Recht-
sprechung auch ohne gesetzliche Festlegung 
entsprechend Artikel 1 des Statuts über die 
internationale Rechtsordnung der Seehäfen 
(RGBl. 1926 II S. 23) als solche die Häfen an-
sehen wird, die üblicherweise von Seeschiffen 
angelaufen werden und den Außenhandel be-
dienen. 

Strafsachen gehörten bisher nicht zu den 
Binnenschiffahrtssachen im Sinne des Gesetzes 
vom 30. Oktober 1937. Da aber Zuwider-
handlungen gegen strom- und schiffahrts-
polizeiliche Vorschriften auf dem Rhein auf 
Grund der revidierten Rheinschiffahrtsakte 
zu den Rheinschiffahrtssachen gehören und 
Gründe der Zweckmäßigkeit dafür sprechen, 
die Entscheidung gleichartiger Strafsachen für 
die anderen Binnengewässer auch den mit den 
strom- und schiffahrtspolizeilichen Vorschrif-
ten vertrauten Schiffahrtsgerichten zuzu-
weisen, sollen Zuwiderhandlungen dieser Art 
in den Kreis der Binnenschiffahrtssachen ein-
bezogen werden. 

Für die Strafsachen ist die in Abs. 1 Satz 2 
getroffene Regelung hinsichtlich der See-
wasserstraßen und der Seehäfen nicht ge-
eignet. Die Frage, ob ein Seeschiff an dem 
Vorgang beteiligt ist, ist für den Unrechts-
gehalt der Tat und für das anzuwendende 
Strafgesetz ohne Bedeutung. Für die Straf-
sachen kommt daher eine Zuständigkeitsab-
grenzung nur unter örtlichen Gesichts-
punkten in Betracht. Da auf den Seewasser-
straßen im Sinne der Seewasserstraßenord

-

nung und dem Nord-Ostsee-Kanal die See-
schiffahrt überwiegt, erscheint es zweckmäßig, 
Strafsachen, die auf oder an diesen Gewässern 
begangen sind, auch dann nicht als Binnen-
schiffahrtssachen gelten zu lassen, wenn nur 
ein oder mehrere Binnenschiffe beteiligt sind. 

Anders  liegen die Verhältnisse in den See-
häfen. Hier treffen Seeschiffahrt und Binnen-
schiffahrt zusammen; es ist kaum möglich, 
allgemein zu bestimmen, welcher Schiffahrts-
zweig überwiegt. Deshalb sollen die Straf-
sachen wegen der in Seehäfen begangenen Zu-
widerhandlungen gegen strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche Vorschriften stets Binnen-
schiffahrtssachen sein. 

Auf den Binnengewässern, die nicht See-
wasserstraßen sind, soll, weil dort der Ver-
kehr mit Binnenschiffen überwiegt, das Ge-
setz auch dann gelten, wenn es sich ausnahms-
weise um Vorgänge handelt, an denen See- 
schiffe beteiligt sind. Für den Rhein ist diese 
Regelung notwendig wegen der durch die 
revidierte Rheinschiffahrtsakte bestehenden 
vertraglichen Bindung. Es erscheint aber nicht 
zweckmäßig, sie auf den Rhein zu be-
schrän k en.  

Um Schwierigkeiten bei Verhandlung von 
Strafsachen zu vermeiden, wenn die Zuwider-
handlung gegen strom- und schiffahrts

-

polizeiliche Vorschriften in Tateinheit mit 
einem Vergehen oder einem Verbrechen be-
gangen ist, sollen in diesen Fällen die be-
zeichneten Zuwiderhandlungen gleichfalls 
nicht als Binnenschiffahrtssachen gelten. Auch 
hier sind also die allgemeinen Zuständigkeits-
und Verfahrensvorschriften anzuwenden. 

Zu § 3: 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständig-
keit der Gerichte und entspricht, soweit die 
Zuständigkeit in Zivilsachen in Frage kommt, 
dem §  3 des Gesetzes vom 30. Januar 1937. 
Absatz 2 ist neu aufgenommen. Mit Rück-
sicht auf §  2 Abs. 2 ist eine besondere Be-
stimmung für die örtliche Zuständigkeit in 
Strafsachen in Absatz 3 neu aufgenommen. 
Die Regelung der Zuständigkeit entspricht 
insoweit der in Artikel 35 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte getroffenen Bestim-
mung. 

Durch die in Absatz 4 getroffene Aus-
nahmeregelung soll gesichert werden, daß das 
im Bundesgebiet geltende Recht angewendet 
wird. Die Zuständigkeit in diesen Ausnahme- 



fällen bestimmt sich nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung und der Straf-
prozeßordnung. 

Zu § 4: 

Die Vorschrift soll ermöglichen, die Binnen-
schiffahrtssachen bei wenigen, durch ihre 
geographische Lage hierzu besonders ge-
eigneten Gerichten zusammenzufassen. Nur 
wenn von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht wird, findet die Einrichtung der Schiff-
fahrtsgerichte ihre Rechtfertigung. Denn nur 
dann ist gesichert, daß der Richter fort-
laufend Binnenschiffahrtssachen zu be-
arbeiten hat und die erforderliche Erfahrung 
und besondere Orts- und Sachkenntnis er-
wirbt und behält. 

Zu § 5: 

Absatz 1 übernimmt die Bezeichnung „Schiff-
fahrtsgericht" für die auf Grund dieses Ge-
setzes in Binnenschiffahrtssachen tätigen Ge-
richte aus Artikel 1 der Vierten Durchfüh-
rungsverordnung vom 26. Juni 1941, behält 
diese Bezeichnung aber abweichend von 
diesem nicht den Amtsgerichten vor, bei 
denen die örtliche Zuständigkeit in Binnen-
schiffahrtssachen gemäß § 4 aus den Bezirken 
mehrerer Amtsgerichte zusammengefaßt ist. 
Soweit die Amtsgerichte in Rheinschiffahrts-
sachen tätig werden, wird die bisherige Be-
zeichnung „Rhein schiffahrtsgericht" beibe-
halten (§ 14). 

Absatz 2 ist aus denselben Gesichtspunkten 
aufgenommen wie § 4. Er entspricht dem 
Artikel 5 der Vierten Durchführungsverord-
nung vom 26. Juni 1941, jedoch ist der Fall, 
daß ein einzelner Richter zur Erledigung der 
Geschäfte des Schiffahrtsgerichts nicht aus-
reicht, besonders berücksichtigt. 

Zu § 6: 

Wird die Zuständigkeit des Landgerichts oder 
die Zuständigkeit eines Amtsgerichts, das in-
folge einer Anordnung gemäß § 4 für 
Binnenschiffahrtssachen nicht zuständig ist, 
vereinbart, so ist die Verfahrensregelung 
dieses Gesetzes für das vereinbarte Gericht 
nicht passend. Deshalb bestimmt Absatz 1, 
daß in solchen Fällen die Vorschriften des 
Gesetzes nicht anzuwenden sind. Das Ver-
fahren richtet sich dann allein nach der Zivil-
prozeßordnung. 

Absatz 2 soll verhindern, daß die Entschei-
dung in einem Rechtsstreit, in dem im Wege 
der Aufrechnung ein im § 2 Abs. 1 bezeich-
neter Anspruch geltend gemacht wird, durch 
das Eingreifen der Vorschriften dieses Ge-
setzes verzögert wird. 

Zu§ 7: 

Die Vorschrift ist mit geringer Abweichung 
aus § 4 des Gesetzes über die Rheinschiff

-

fahrtsgerichte übernommen. 

Zu § 8: 

Das in § 510 c der Zivilprozeßordnung vor-
gesehene Schiedsverfahren soll in Binnen-
schiffahrtssachen nicht gelten. Dies entspricht 
der in Artikel 6 der Vierten Durchführungs-
verordnung vom 26. Juni 1941 getroffenen 
Regelung. Satz 2 entspricht dem § 7 Satz 2. 

Zu § 9: 

Absatz 1 hat sein Vorbild ebenfalls in Ar-
tikel 6 der Vierten Durchführungsver-
ordnung. 

Absatz 2 stellt die Zulässigkeit der Revision 
bei Rechtsstreitigkeiten über Schadensersatz-
ansprüche wegen Verletzung einer Amts-
pflicht zur Sicherung des Verkehrs auf 
Binnengewässern wieder her. Diese An-
sprüche sind durch § 2 Abs. 1 Buchstabe d in 
den Kreis der Binnenschiffahrtssachen neu 
einbezogen und gehören daher gemäß § I 

 nicht mehr zu den in 5 71 Abs. 2 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes bezeichneten An-
sprüchen, für welche die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegen-
standes ausschließlich zuständig sind, und bei 
denen auf Grund des § 547 ZPO die Revision 
ohne Zulassung und ohne Rücksicht auf den 
Wert des Beschwerdegegenstandes stattfindet. 

Zu § 10: 

Die Vorschrift enthält besondere Bestimmun-
gen über die Rechtsmittel in Strafsachen 
wegen Zuwiderhandlungen gegen Strom- und 
schiffahrtspolizeiliche Vorschriften. Sie über-
nimmt die bisher für das Verfahren der 
Rheinschiffahrtsgerichte geltende Regelung in 
das Verfahren in Binnenschiffahrtssachen, 
weil dieses durch § 2 Abs. 2 auf Strafsachen 
dieser Art ausgedehnt ist. Unterschiede im 
Rechtsmittelzug in Strafsachen zwischen 



Rheinschiffahrtssachen und den anderen 
Binnenschiffahrtssachen sollen dadurch ver-
mieden werden. 

Die Zulassung des Rechtsmittels der Berufung 
in den Fällen, in denen nach § 313 StPO bis-
her nur die Revision zulässig war, wird ver-
mutlich nicht zu einer fühlbaren Vermehrung 
der Fälle führen, in denen Rechtsmittel ein-
gelegt werden. Bei den Rheinschiffahrts-
gerichten, für die diese Regelung bereits gilt, 
sind Berufungen gegen die Urteile in Straf-
sachen wegen Zuwiderhandlungen gegen 
Strom- und schiffahrtspolizeiliche Vorschriften 
sehr selten: Gegen Entscheidungen dieser Ge-
richte sind nach den vollständig vorliegenden 
Statistiken bei den 1602 im Jahre 1949 an-
hängigen Strafsachen keine Berufungen und 
bei den 2456 im Jahre 1950 anhängigen Straf-
sachen nur 9 Berufungen eingelegt worden. 

Zu § 11: 

Die in § 11 getroffene Regelung entspricht, 
soweit bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten in 
Betracht kommen, den Artikeln 2 und 7 der 
Vierten Durchführungsverordnung. Sie wird 
auf Strafsachen erweitert, um auch insoweit 
die Rechtslage herbeizuführen, die für Rhein-
schiffahrtssachen bereits lange Zeit gilt. 

Aus der in Absatz 1 für bürgerliche Rechts-
streitigkeiten getroffenen Regelung ergibt 
sich, daß für Binnenschiffahrtssachen nach 
Maßgabe der §§ 546, 547 ZPO das Rechts-
mittel der Revision gegeben ist. 

Zu § 12: 

Die Vorschrift über die anwaltliche Vertre-
tung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vor 
dem Schiffahrtsobergericht entspricht der in 
der Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Rheinschiffahrtsgerichte, in 
Artikel 8 Abs. 2 der Vierten Durchführungs-
verordnung zum Gesetz vom 30. Januar 1937 
und in § 13 des rheinland-pfälzischen Ge-
setzes vom 22. Oktober 1948 getroffenen 
örtlich beschränkten Regelung, die nunmehr 
überall gelten soll. 

Zum Zweiten Abschnitt: 

Der Zweite Abschnitt enthält die besonderen 
Vorschriften für Rheinschiffahrtssachen, die 
wegen der völkerrechtlichen Bindung an die 
Bestimmungen der revidierten Rheinschiff-
fahrtsakte erforderlich sind. Es ist davon ab

-

gesehen, die aus der Rheinschiffahrtsakte sich 
ergebenden Verfahrensvorschriften zu wieder-
holen. Diese können aus der Rheinschiffahrts-
akte selbst entnommen werden. Um dies zu 
erleichtern, ist in § 20 eine Ermächtigung an 
den Bundesminister der Justiz vorgesehen, 
die einschlägigen Artikel der Akte, die zuletzt 
1869 bekanntgemacht und daher nur schwer 
zugänglich ist, neu bekanntzumachen. 

Zu § 13: 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß für die 
Rheinschiffahrtssachen grundsätzlich  die allge-
meinen Verfahrensvorschriften für Binnen-
schiffahrtssachen gelten, die im Ersten Ab-
schnitt enthalten sind, daß aber die Bestim-
mungen der revidierten Rheinschiffahrtsakte 
den Vorrang haben. Dadurch wird betont, 
daß die Rheinschiffahrtsschen Binnenschiff-
fahrtssachen sind und nur eine Unterart der-
selben darstellen. 
Absatz 2 bestimmt den Kreis der Rhein-
schiffahrtssachen im Wege einer Verweisung 
auf Artikel 34 der Rheinschiffahrtsakte, um 
Wiederholungen zu vermeiden. Durch die 
Hervorhebung, daß nur die dort bezeich-
neten bürgerlich-rechtlichen Ansprüche und 
Strafsachen Rheinschiffahrtssachen sind, soll 
zum Ausdruck kommen, daß für andere 
Binnenschiffahrtssachen, die sich auf den 
Rhein beziehen, die Vorschriften des Zwei-
ten Abschnittes nicht anwendbar sind, und 
daß deren Anwendbarkeit auch nicht im 
Wege der Parteivereinbarung begründet 
werden kann. Für die Binnenschiffahrts-
sachen auf dem Rhein, die nicht zu den in 
Artikel 34 der Akte bezeichneten Sachen 
gehören, gelten nur die Vorschriften des 
Ersten und Dritten Abschnitts. 

In der deutschen Rechtsprechung ist aner-
kannt, daß in bürgerlichen Rechtsstreitigkei-
ten die Zuständigkeit eines anderen Gerichts 
an Stelle des Rheinschiffahrtsgerichts verein-
bart werden kann und die Sache damit 
der Rheinschiffahrtsgerichtsbarkeit entzogen 
wird. Deswegen muß im Hinblick auf Ab-
satz 2 Satz 1 klargestellt werden, daß die 
Sache in Fällen einer solchen Vereinbarung 
nicht als Rheinschiffahrtssache gilt. Diesem 
Zweck dient Absatz 2 Satz 2. 

Zu § 14: 

Entsprechend dem § 5 Abs. 1 und dem § 11 
Abs. 1 Satz 2 sind in § 14 Abs. 1 besondere 
Bezeichnungen für die in Rheinschiffahrts- 



sachen tätigen Amtsgerichte und Oberlandes-
gerichte vorgesehen. Die Bezeichnungen ent-
sprechen dem Wortlaut der Rheinschiffahrts-
akte. 

Absatz 2 trifft für Anträge und Verfügun-
gen der Staatswaltschaft eine dem § 7 Satz 2 
entsprechende Regelung. Darüber hinaus ist 
auch für von den Parteien ausgehende An-
träge in Rheinschiffahrtssachen eine beson-
dere Kennzeichnung vorgesehen. Die Kenn-
zeichnung erscheint erforderlich, weil bürger-
liche Rechtsstreitigkeiten, die Rheinschiff-
fahrtssachen sind, durch Parteivereinbarung 
der Rheinschiffahrtsgerichtsbarkeit entzogen 
werden können. 

Zu § 15: 

In manchen Fällen werden aus einem und 
demselben tatsächlichen Vorgang mehrere 
Ansprüche erhoben, von denen einer nach der 
vorgesehenen Regelung als Rheinschiffahrts-
sache, ein anderer als gewöhnliche Binnen-
schiffahrtssache zu behandeln ist. Gegen cine 
gemeinschaftliche Verhandlung über die An-
sprüche bestehen keine Bedenken. Jedoch er-
scheint es wegen der Verschiedenheit des 
Rechtsmittelzuges (vgl. § 17) nicht angängig, 
daß über die Ansprüche auch gemeinschaftlich 
entschieden wird. Um das klarzustellen, 
wird in § 15 die Verbindung der Prozesse 
zum Zwecke gemeinsamer Entscheidung aus-
geschlossen. 

Zu § 16: 

Die Vorschrift entspricht dem § 6 des Ge-
setzes über die Rheinschiffahrtsgerichte und 
der in § 9 Abs. 1, § 10 dieses Gesetzes ge-
troffenen Regelung. Artikel 37 Abs. 1 der 
Rheinschiffahrtsakte macht die Berufung an 
die Zentralkommission (§ 17) davon abhän-
gig, daß der Gegenstand der an das Gericht 
gestellten Anträge 50 Franken übersteigt. 

Zu § 17: 

Die Vorschrift entspricht der in Artikel 37 
Abs. 1 der Rheinschiffahrtsakte getroffenen 
Bestimmung. Obwohl ihr eine selbständige 
Bedeutung nicht zukommt, erscheint ihre 
Aufnahme in das Gesetz zweckmäßig, um 
auf die aus der vertraglichen Regelung fol-
gende ungewöhnliche Rechtslage besonders 
hinzuweisen, zumal sich aus der Rheinschiff-
fahrtsakte nicht ergibt, daß der Sitz der Zen-
tralkommission nach Straßburg verlegt wor-
den ist. 

Zu § 17 a: 

Durch Artikel 32 der Mannheimer Akte ist 
die Bundesrepublik völkerrechtlich verpflich-
tet, Zuwiderhandlungen gegen die in den 
Rheinuferstaaten gleichlautend erlassenen 
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften für den 
Rhein unter die Strafdrohung von 10 bis 
300 Goldfranken alter französischer Wäh-
rung zu stellen. Ein Teil dieser Vorschriften, 
insbesondere die Einführungsverordnung 
zur Rheinschiffahrtspolizeiverordnung vom 
18. Januar 1939 (RGBl. II S. 41), droht zur 
Zeit nur Geldstrafen bis 150,— DM an. Der 
Strafrahmen dieser Vorschrift wird durch 
§ 17a nunmehr dem der Mannheimer Akte an-
gepaßt. Da die Strafdrohung von 300 Gold-
franken über den Betrag von 150,— DM 
hinausgeht, die Zuwiderhandlungen jedoch 
polizeilichen Charakter haben, werden sie 
nach Satz 2 als Übertretungen behandelt. 

Zum Dritten Abschnitt: 

In diesem Abschnitt sind Vorschriften zusam-
mengefaßt, die entweder, wie § 18, keinen 
prozessualen Inhalt haben, oder, wie § 19, 
nicht das streitige Verfahren betreffen oder 
sich aus anderen Gründen zur Übernahme 
in die ersten beiden Abschnitte des Gesetzes 
nicht eignen. 

Zu § 18: 

Die Vorschrift entspricht dem § 9 des Ge-
setzes über die Rheinschiffahrtsgerichte, so- 
weit dort die Verjährung der Strafverfolgung 
geregelt ist. Es erscheint zweckmäßig, auch 
für die Gebiete außerhalb des Rheines die 
Strafverfolgung der strom- und schiffahrts-
polizeilichen Übertretungen ebenso wie bis-
her für das Rheinstromgebiet nicht eher als 
nach einem Jahre verjähren zu lassen, weil 
die Strafverfolgung von Angehörigen der 
schiffahrttreibenden Bevölkerung durch ihren 
vielfachen Ortswechsel wesentlich erschwert 
wird. 

Es ist davon abgesehen worden, entsprechend 
dem § 9 des Gesetzes über die Rheinschiff-
fahrtsgerichte und dem § 18 des rheinland

-

pfälzischen Gesetzes vom 22. Oktober 1948' 
auch über die Verjährung der in Betracht 
kommenden bürgerlich-rechtlichen Ansprüche 
eine besondere Bestimmung zu treffen. Für 
die Mehrzahl der Ansprüche ergibt sich be-
reits aus § 117 des Gesetzes betreffend die 
privatrechtlichen Verhältnisse der Binnen- 



schiffahrt, § 30 des Gesetzes betreffend die  

privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei  

und § 901 des Handelsgesetzbuchs eine ein-
jährige Verjährungsfrist. Soweit für einzelne  
Ansprüche privatrechtliche Vorschriften in  

Frage kommen, die eine längere Verjährungs-
frist vorsehen, besteht kein Grund, die Ver-
jährungsfrist mit Rücksicht darauf abzukür-
zen, daß die Ansprüche als Binnenschiffahrts-
sachen zu behandeln sind.  

Auch von einer Übernahme der Vorschrift  
des § 10 des Gesetzes über die Rheinschiff-
fahrtsgerichte vom 5. September 1935 ist ab-
gesehen worden. Nach dieser Vorschrift sind  
Geldstrafen für den Fall, daß sie nicht bei-
getrieben werden, nach den für Übertretun-
gen geltenden Vorschriften in Haft abzu-
wandeln. Im Gegensatz zu der vor Inkraft-
treten der Schiffahrtspolizeiverordnung für  
das deutsche Rheinstromgebiet vom 18. Ja-
nuar 1939 (RGBl. II S. 41) geltenden Rechts-
lage stellen Zuwiderhandlungen gegen die  
strom- und schiffahrtspolizeilichen Vorschrif-
ten jetzt regelmäßig Übertretungen dar; für  
sie bedarf es daher keiner dem genannten  
§ 10 entsprechenden Vorschrift. Falls strom-
und schiffahrtspolizeiliche Vergehen zur Ab-
urteilung kommen, können nichtbeitreibbare  
Geldstrafen auf Grund des 29 Abs. 1 Satz 2  
StGB. in Haft umgewandelt werden. Wenn  
diese Vorschrift in einem Einzelfall zur Um-
wandlung in Gefängnis führen sollte, so kann  
dies in Kauf genommen werden.  

Zu § 19: 

Nach Artikel 40 der Rheinschiffahrtsakte sol-
len Erkenntnisse und Beschlüsse der Rhein-
schiffahrtsgerichte eines Uferstaates in jedem  
anderen Rheinuferstaate vollstreckbar sein. 
§ 19 regelt die Frage, welches Gericht die  
Vollstreckungsklausel für die Entscheidung  
außerdeutscher Rheinschiffahrtsgerichte zu  
erteilen hat, aus Zweckmäßigkeitsgründen  
und in Übereinstimmung mit der bisher in 

 § 8 des Gesetzes über die Rheinschiffahrts-
gerichte getroffenen Vorschrift dahin, daß die  
Vollstreckungsklausel vom Rheinschif fahrts-
obergericht Köln zu erteilen ist. Die Kosten-
freiheit entspricht der in Artikel 39 der  
Rheinschiffahrtsakte vereinbarten Bestim-
mung.  

Zu § 20:  

Wegen dieser Vorschrift wird auf die Be

-

gründung zum Zweiten Abschnitt verwiesen.  

Zu § 21:  

Die Vorschrift, die die bisherigen Schiffahrts-
gerichte und Rheinschiffahrtsgerichte in die  
neue Regelung überführen soll, bezweckt im 
Hinblick auf die in § 24 vorgesehene Auf

-

hebung der bish erigen Vorschriften, daß die 
nicht gezwungen sind, die 

bisherigen Schiffahrtsgerichte und Rhein-
schiffahrtsgerichte neu zu bestellen, solange 
an der bisherigen Einteilung nichts geändert 
werden soll. Die Bestimmung behält nur so-
lange und insoweit Bedeutung, als die Lan-
desjustizverwaltungen keine Neuregelung 
treffen. 

Die Schiffahrtsgerichte für das Gebiet außer-
halb des Rheins und für den Rhein oberhalb 
der Grenze zwischen Baden und Württem-
berg-Baden ergeben sich demnach vorläufig 
aus Artikel 3 der Vierten Durchführungsver-
ordnung vom 26. Juni 1941, soweit dieser 
nicht inzwischen durch vereinzelte landes-
rechtliche Vorschriften gegenstandslos gewor-
den ist. Für das übrige Rheingebiet ergeben 
sich die Schiffahrtsgerichte aus den geltenden 
Bestimmungen über die Bezirke der Rhein-
schiffahrtsgerichte, im Lande Rheinland-Pfalz 
aus dem Gesetz vom 22. Oktober 1948. Daß  
die Schiffahrtsgerichte, zu deren Bezirk der  

Rhein (unterhalb Basel) gehört, zugleich  
Rheinschiffahrtsgerichte bleiben oder werden  
(Amtsgericht Kehl), bedarf mit Rücksicht auf  
die Fassung des § 14 Abs. 1 keiner weiteren  
Bestimmung. Wegen der in Württemberg

-

Hohenzollern und in Württemberg-Baden  
getroffenen neueren Abgrenzung der Schiff-
fahrtsgerichte und Rheinschiffahrtsgerichts-
bezirke ist zur Klarstellung gegenüber Ar-
tikel 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Vierten  
Durchführungsverordnung vom 26. Juni 1941  
ausdrücklich bestimmt, daß die Zuständigkeit  
der badischen Schiffahrtsgerichte sich auf die  
badischen Gebietsteile dieser Bezirke be-
schränkt.  

Zu § 22:  
Die Vorschrift ist aus Artikel 10 der Vierten  
Durchführungsverordnung vom 26. Juni 1941  
übernommen.  

Zu § 23:  

Der in § 6 Abs. 1 des Binnenschiffahrts-
gesetzes bestimmte Gerichtsstand soll für  
Binnenschiffahrtssachen gegenüber der in § 3  
des vorliegenden Gesetzes getroffenen Rege- 



lung des Gerichtsstandes nicht gelten. Zur 
Klarstellung ist eine Neufassung des im übri-
gen unveränderten § 6 Abs. 1 des Binnen-
schiffahrtsgesetzes vorgesehen, durch die in 
diese Vorschrift ein Vorbehalt aufgenommen 
wird, der auf die Sonderregelung für Binnen-
schiffahrtssachen hinweist. 

Zu § 24: 

Wegen des Umfangs der Änderungen im 
Verfahrensrecht, die sich nach diesem Gesetz 
ergeben, erscheint es zweckmäßig, das Gesetz 
erst an einem mindestens 1 Monat nach der 
Verkündung liegenden Tag, der am besten 
kalendermäßig festgelegt wird, in Kraft tre-
ten zu lassen. 

In Absatz 2 sind die Vorschriften aufgeführt, 
die durch das Gesetz ersetzt werden und da-
her außer Kraft treten sollen. Im einzelnen 
ist hierzu folgendes zu bemerken: 

Das Gesetz über die Rheinschiffahrtsgerichte 
vom 5. September 1935 und die dazu erlas-
senen Durchführungsverordnungen waren 
durch § 5 des Gesetzes vom 30. Januar 1937 
außer Kraft gesetzt. Sie sind durch die Ver-
ordnung Nr. 65 der britischen Militärregie-
rung und das Gesetz Nr. 9 der amerika-
nischen Militärregierung wieder in Kraft ge-
setzt worden. Deshalb ist, um den Wegfall 
dieser Vorschriften zu erreichen, eine beson-
dere Bestimmung erforderlich, durch die sie 
erneut außer Kraft gesetz werden. 

§ 92 Buchstabe a des Gerichtskostengesetzes 
betrifft die Kosten für das Verfahren vor 
den früheren Elbschiffahrtsgerichten. Da diese 
weggefallen sind, ist die Bestimmung ent-
behrlich. 

Das Gesetz über das Verfahren in Binnen-
schiffahrtssachen vom 30. Januar 1937 und 
die dazu erlassenen Durchführungsverord-
nungen werden durch das neue Gesetz in vol-
lem Umfange ersetzt. 
Die unter d) bis m) aufgeführten Gesetze 
enthalten Vorschriften über die Bestellung 
von Schiffahrtsgerichten und Rheinschiffahrts-
gerichten, zu einem Teil auch Verfahrens-
vorschriften, die, soweit sie in das vor-
liegende Gesetz nicht übernommen sind, 
entbehrlich erscheinen. Die Gesetze und Ver-
ordnungen, die die Bestellung von Schiff

-

fahrtsgerichten und Rheinschiffahrtsgerichten 
enthalten, sollen, obwohl die darin getroffene 
Regelung insoweit vorläufig fortwirken 
soll (§ 21) ganz aufgehoben werden, 
damit die Voraussetzungen für eine im 
Verwaltungswege erfolgende Änderung der 
Regelung geschaffen werden. 

§ 21 des Landesgesetzes von Rheinland-Pfalz 
über deutsche Schiffahrtsgerichte, das Ver-

fahren in Schiffahrtssachen und die Führung 
des Schiffsregisters vom 22. Oktober 1948 
enthält eine Vorschrift über die Führung des 
Schiffsregisters, die durch das vorliegende 
Gesetz nicht ersetzt wird und daher hier 
nicht außer Kraft gesetzt werden soll. 

Zur Aufhebung des obenerwähnten Gesetzes 
Nr. 9 der amerikanischen Militärregierung 
und der Verordnung Nr. 65 der britischen 
Militärregierung ist die Bundesregierung 
durch die Alliierte Hohe Kommission er-
mächtigt worden. 

Zu §  25:  

Die Vorschrift dient der Erstreckung des Ge-
setzes auf das Gebiet des Landes Berlin. 



Anlage 2 

Entwurf der Bekanntmachung 
des deutschen Wortlauts der Artikel 32 bis 40 der revidierten Rheinschiffahrtsakte 

sowie des Zusatzprotokolls vom 18. September 1895 

Auf Grund des 5 20 des Gesetzes über 
das gerichtliche Verfahren in Binnenschiff

-

fah rts- und Rheinschiffahrtssachen vom 
1952 (Bundesgesetzbl. I S.. , .) 

werden die Artikel 32 bis 40 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
sowie das Zusatzprotokoll vom 18. Septem-
ber 1895 nachstehend in deutschem Wortlaut 
neu bekanntgemacht. 

Auszug aus der revidierten Rheinschiff-
fahrtsakte zwischen Preußen, Baden, Bayern, 
Frankreich, Hessen und den Niederlanden. 

Artikel 32 

Zuwiderhandlungen gegen die von den 
Ufer-Regierungen für den Rhein gemeinsam 
erlassenen schiffahrtspolizeilichen Vorschrif-
ten sollen mit Geldbußen von zehn bis drei-
hundert Franken bestraft werden. 

Artikel 33 

Behufs gerichtlicher Verhandlung der im 
Artikel 34 erwähnten Gegenstände sollen in 
geeigneten, am Rheine oder in dessen Nähe 
belegenen Orten Rheinschiffahrtsgerichte be-
stehen. 

Die Ufer-Regierungen werden sich von den 
in ihren Gebieten vorhandenen Rheinschiff-
fahrtsgerichten und von den Veränderungen 
in Kenntnis setzen, welche rücksichtlich der 
Zahl, des Ortes oder des Sprengels derselben 
eintreten. 

Artikel 34 

Die Rheinschiffahrtsgerichte sind kom-
petent: 

I. 

In Strafsachen zur Untersuchung und Bestra-
fung aller Zuwiderhandlungen gegen die 
schiffahrts- und strompolizeilichen Vor-
schriften. 

II. 

In Zivilsachen zur Entscheidung im summa-
rischen Prozeßverfahren über Klagen: 

a) wegen Zahlung der Lotsen-, Kran-, 
Waage-, Hafen- und Bohlwerks-Gebüh-
ren und ihres Betrages; 

b) wegen der von Privatpersonen vorgenom-
menen Hemmung des Leinpfades; 

c) wegen der Beschädigungen, welche Schif-
fer und Flößer während ihrer Fahrt oder 
beim Anlanden Andern verursacht haben; 

cl) wegen der den Eigentümern der Zug-
pferde beim Heraufziehen der Schiffe zur 
Last gelegten Beschädigungen am Grund-
eigentum. 

Artikel 35 

In Strafsachen (Artikel 34, I.) ist dasjenige 
Rheinschiffahrtsgericht kompetent, in dessen 
Bezirk die strafbare Handlung begangen ist; 
in Zivilsachen dasjenige, in dessen Bezirk die 
Zahlung stattfinden mußte (Artikel 34, II. a), 
beziehungsweise der Schaden zugefügt wurde 
(Artikel 34, II. b, c, d). 

Artikel 36 

Das Verfahren bei den Rheinschiffahrts-
gerichten soll ein möglichst einfaches und be-
schleunigtes sein. — Prozeß-Kautionen dür-
fen von Ausländern ihrer Nationalität wegen 
nicht erhoben werden. 

In das Urteil sind jederzeit die Tatsachen, 
welche das Verfahren herbeigeführt haben, 
die Fragen, worauf es nach den Verhandlun-
gen ankam, und die Entscheidungsgründe auf-
zunehmen. 
Übrigens darf kein Schiffsführer oder Flö-

ßer wegen einer gegen ihn eingeleiteten Un-
tersuchung an der Fortsetzung seiner Reise 
verhindert werden, sobald er die von dem 
Richter für den Gegenstand der Unter-
suchung festgesetzte Kaution geleistet hat. 

Artikel 37 

Beträgt der Gegenstand der an das Gericht 
gestellten Anträge mehr als 50 Franken, so 
kann gegen das Urteil erster Instanz bei der 



Zentral-Kommission (Artikel 43) oder bei dem 
Obergericht des Landes (Artikel 38), in wel-
chem das Urteil ergangen ist, Berufung ein-
gelegt werden. 

Soll die Berufung bei der Zentral-Kom-
mission angebracht werden, so ist die unter 
summarischer Angabe der Beschwerden und 
mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß die 
Entscheidung der Zentral-Kommission ver-
langt werde, binnen 10 Tagen nach der in 
Gemäßheit der Landesgesetze erfolgten In-
sinuation des Urteils erster Instanz dem Ge-
richte, welches entschieden hat, anzumelden 
und der Gegenpartei in dem von ihr in 
erster Instanz erwählten Domizile oder in 
dessen Ermangelung gleichfalls dem Gericht 
zuzustellen. In welcher Weise die Anmeldung 
bei dem Gerichte und die Zustellung zu er-
folgen hat, bleibt der Bestimmung der Lan-
desgesetzgebung überlassen. 

Innerhalb vier Wochen nach erfolgter An-
meldung hat der Appellant sodann die schrift-
liche Rechtfertigung der Appellation dem 
Gericht zu übergeben, welches solche dem 
Appellanten binnen einer ihm zu bestimmen-
den präklusivischen Frist zur Beantwortung 
zufertigt und die geschlossenen Akten an die 
Zentral-Kommission in Mannheim') (Ar-
tikel 43) einzusenden hat. 

Werden von dem Appellanten die in die-
sem Artikel vorgeschriebenen Formen nicht 

beobachtet, so wird die Appellation für nicht 
angebracht erachtet. 

In dem Falle der Berufung an die Zentral-
Kommission kann das Gericht auf Verlan-
gen der Gegenpartei das Urteil erster Instanz 
provisorisch vollstrecken, beziehungsweise 
vollstreckbar erklären, wobei es nach Maß-
gabe der Landesgesetze zu bestimmen hat, ob 
zuvor von dem Antragsteller Kaution zu 
leisten sei. 

Artikel 38 

Jede Ufer-Regierung bestimmt ein- für 
allemal das Obergericht, bei welchem die Be-
rufungen gegen die in ihrem Gebiete von 
den Rheinschiffahrtsgerichten erster Instanz 
gefällten Urteile angebracht werden können. 

Das Obergericht muß seinen Sitz in einer 
Stadt haben, welche am Rheine oder doch 
nicht allzu weit von demselben gelegen ist. 

*) Durch Art. 355 des Versailler Vertrags ist der 
Sitz der Zentral-Kommission nach Straßburg ver-
legt worden. 

Wird die Berufung bei diesem Gerichte 
eingelegt, so finden die für das Verfahren in 
Appellationssachen geltenden Landesgesetze 
Anwendung. 

Artikel 39 

Bei dem richterlichen Verfahren in Rhein-
schiffahrtsangelegenheiten findet weder der 
Gebrauch von Stempelpapier, noch die An-
wendung von Sportel-Taxen für die Richter 
und Gerichtsschreiber statt; die Parteien 
haben keine anderen Kosten als diejenigen zu 
tragen, welche durch Zeugen oder Sachver-
ständige und deren Vorladung, durch Insi-
nuationen, Porto usw. veranlaßt und nach 
der für andere Streitsachen bestehenden Tax-
ordnung erhoben werden. 

Artikel 40 

Erkenntnisse und Beschlüsse der Rhein- 
schiffahrtsgerichte eines Uferstaates sollen in 
jedem anderen Rheinuferstaate unter Be-
obachtung der in demselben vorgeschriebenen 
Formen vollstreckbar sein. 

In Bezug auf die Zustellung sollen sowohl 
die gedachten Erkenntnisse und Beschlüsse 
als Vorladungen und alle sonstigen Verfü-
gungen in den bei den Rheinschiffahrtsge-
richten anhängigen Sachen in allen Uferstaa-
ten so angesehen werden, als ob sie von einer 
Behörde des eigenen Staates erlassen seien. 

Vorladungen und Zustellungen an Perso-
nen, welche in einem der Rheinuferstaaten 
einen bekannten Wohnsitz haben, müssen in 
letzterem bewirkt werden. 

Zusatzprotokoll vom 18. September 1895 

Zu den Artikeln 32 bis 40 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
wird festgestellt, daß die nach der Strafgesetz-
gebung der Uferstaaten ergehenden voll-
streckbaren richterlichen Strafbefehle und 
polizeilichen Strafverfügungen den in obigen 
Artikeln der Rheinschiffahrtsakte erwähnten 
strafgerichtlichen Urteilen und Erkenntnis-
sen gleichstehen, vorausgesetzt, daß die Voll-
streckbarkeit dieser Strafbefehle und Straf-
verfügungen erst nach Ablauf einer min-
destens einwöchigen Frist nach der Zustellung 
an den mit der Strafe Belegten eintritt und 
daß diesem die Möglichkeit gegeben ist, durch 
Erhebung eines Einspruchs binnen dieser 
Frist eine Verhandlung und Aburteilung 
durch das Rheinschiffahrtsgericht im ordent-
lichen Strafverfahren herbeizuführen. 



Anlage 3 

Änderungsvorschläge 
des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 

über das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen 

1. Zu § 1 

§ 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 
In Binnenschiffahrtssachen sind im 

ersten Rechtszuge die Amtsgerichte 
sachlich auch zuständig, wenn nach den 
Vorschriften des Gerichtsverfassungs-
gesetzes die Landgerichte zuständig 
wären." 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

2. Zu § 2 Abs. 1 Satz 2 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Für Binnenwasserstraßen, auf denen 
die Seewasserstraßenordnung gilt, so-
wie für den, Nord-Ostsee-Kanal gelten 
diese Vorschriften nur dann, wenn 
Seeschiffe an dem Vorfall nicht be-
teiligt sind." 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, Rechtsstreitig-
keiten, an denen Seeschiffe beteiligt und 
die in Seehäfen entstanden sind, auch den 
Schiffahrtsgerichten zuzuweisen. Diese 
Regelung entspricht dem gegenwärtigen 
Recht. Sie ist auch rechtspolitisch unbe-
denklich, da es — etwa bei hohem Streit-
wert — den Parteien ohnehin überlassen 
ist, die Zuständigkeit des Landgerichts zu 
vereinbaren und da Landgerichte in den 
großen Seehafenstädten vorhanden sind. 
Im übrigen redaktionelle Klarstellung. 

3. Zu § 4 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierungen sind er-
mächtigt, die Verhandlung und Ent-
scheidung von Binnenschiffahrtssachen 
einem Amtsgericht als Schiffahrts

-

gericht oder einem Oberlandesgericht  

als Schiffahrtsobergericht für be-
stimmte Binnengewässer oder be-
stimmte Abschnitte von Binnenge-
wässern aus dem Bezirk mehrerer Ge-
richte zuzuweisen. Die Zuweisung 
kann für Zivil- und Strafsachen 
unterschiedlich erfolgen. Die Landes-
regierungen können diese Ermächti-
gungen auf die Landesjustizverwal-
tungen übertragen. 

(2) Die Länder können vereinbaren, 
daß die Verhandlung und Entschei-
dung von Binnenschiffahrtssachen 
eines Landes ganz oder teilweise den 
Gerichten eines anderen Landes zuge-
wiesen werden." 

Begründung: 

a) Es erscheint 
zweckmäßig, die Landesregierungen 
und nicht die Landesjustizverwaltun-
gen zum Erlaß entsprechender Vor-
schriften zu ermächtigen, jedoch die 
Möglichkeit der Delegation auf die 
Landesjustizverwaltung vorzusehen. 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 sind ent-
sprechend gefaßt worden. 

h) § 4 Abs. 1 Satz 2 trägt den beson-
deren Verhältnissen der Länder Schles-
wig-Holstein und Hamburg Rech-

nung. Bei großen Bezirken ist unter 
Umständen mit einem erheblichen 
Geschäftsanfall an Strafsachen zu 
rechnen, der möglicherweise zu un-
tragbaren Terminschwierigkeiten 
führt. 

c) Die Fassung von § 4 Abs. 2 dient der 
Klarstellung. Der letzte Halbsatz 
von § 4 in der Fassung der Regie-
rungsvorlage kann als überflüssig weg-
fallen,  da es selbstverständlich ist, daß 
solche Vereinbarungen der Länder 
veröffentlicht werden. 



4. Zu § 6 Abs. 1 

Der Anfang des § 6 Abs. I erhält fol-
gende Fassung: 

„(1) Ist für bürgerliche Rechts-
, Streitigkeit die Zuständigkeit eines 

Gerichts vereinbart, . . .” 

B egründung: 

Es soll klargestellt werden, daß Zustän-
digkeitsvereinbarungen auch vor Rechts-
hängigkeit und vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes wirksam geschlossen werden 
können. 

5. Zu § 6 Abs. 2 

5 6 Abs. 2 ist zu streichen. 

B egründung: 

Es ist anerkannten Rechtens, daß Zu-
ständigkeit und Verfahrensart sich nach 
dem Klagegrund, nicht aber nach der 
Einrede bestimmen. Die Vorschrift ist 
also überflüssig, möglicherweise könnte 
sie unberechtigte Umkehrschlüsse für an-
dere Gebiete veranlassen. 

6. Zu 5 9 Abs. 2 

5 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 2 Abs. 1 
Buchstabe d) findet die Revision gegen 
. . . statt." 

Begründung: 

Die Fassung soll redaktionell an  § 547 
ZPO angepaßt werden. 

7. Zu § 10 

s 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

In Strafsachen ist gegen die Urteile 
der Schiffahrtsgerichte Berufung auch 
in den Fällen des 5 313 der Straf-
prozeßordnung zulässig, die Revision 
ist ausgeschlossen." 

B egründung: 

Redaktionelle Änderung. 

8. Zu § 11 Abs. 2 

Der bisherige § 11 Abs. 2 wird 5 12 a und 
erhält folgende Fassung: 

„§ 12 a 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
wird die Zulässigkeit des Rechtsmittels 

nicht dadurch berührt, daß . . ." 

Begründung: 

Im Strafprozeß gilt der allgemeine Grund-
satz, daß Rechtsmittel bei dem judex a 
quo eingelegt werden (S 314 StPO). Es 
besteht kein Anlaß, diesen Grundsatz in 
Binnenschiffahrtssachen zu durchbrechen. 
Die vorgeschlagene Neufassung stellt den 
Grundsatz des 5 314 StPO wieder her. 
Nach der Änderung des § 11 Abs. 2 zum 
s 12 a bezieht sich 5 12 Abs. 2 nur noch 
auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten. Dem-
gegenüber bezieht sich S  11 Abs. 1 auf 
beide Prozeßarten. Es empfiehlt sich, im 
Interesse der Übersichtlichkeit die zivil-
prozessualen Vorschriften durch einen 
neuen Paragraphen von solchen Vorschrif- 
ten zu trennen, die für Zivil- und Straf

-

prozeß gleichzeitig gelten. 

9. Zu § 12 

§ 12 erhält folgende Fassung: 

„S 12 

In birgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
vor den Schiffahrtsobergerichten kann 
jeder bei einem Oberlandesgericht 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zuge-
lassene Rechtsanwalt die Vertretung 

übernehmen." 

Begründung: 

Der Grundsatz, daß nur bei den Ober-
landesgerichten zugelassene Anwälte die 
Vertretung in bürgerlich-rechtlichen 
Sachen iibernehmen können, hat sich in 
der Schiffahrtsrechtsprechung wie auch in 
anderen Zivilprozeßverfahren bewährt. 
Die Vertretung von Prozessen vor den 
Obergerichten durch besondere, nur bei 
diesen zugelassene Rechtsanwälte, verbun-
den mit dem dadurch notwendigen 

Wechsel des Vertreters, dient in hohem 
Maße der Förderung der einheitlichen 
Rechtspflege. Nur in diesem Rahmen er-
scheint die Ansicht der Regierungsvorlage 
berechtigt, den Kreis der zugelassenen An-
wälte über die an dem fraglichen Ober-
landesgericht selbst tätigen hinaus auszu-
dehnen. 

Im übrigen redaktionelle Klarstellung. 



10. Zu § 17 a 

§ 17 a Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 a 

Zuwiderhandlungen gegen die von den 
Rheinuferstaaten gleichlautend er-
lassenen schiffahrtspolizeilichen Vor-
schriften, die  vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erlassen worden sind, 
und in denen Geldstrafen bis zu 
150,— DM angedroht sind, werden 
nach dem Strafrahmen des Art. 32 
der revidierten Rheinschiffahrtsakte 
bestraft." 

Begründung: 

Der Wortlaut der Regierungsvorlage 
konnte den irrigen Eindruck erwecken, 
daß auf Geldstrafen in französischen 
Goldfranken erkannt werden kann. Die 
nunmehr vorgeschlagene Fassung ent-
spricht dem bis 1938 geltenden Landes-
recht. 

11. § 17 a ist in den Dritten Abschnitt „Zu-
satz-, Übergangs- und Schlußbestimmun-
gen" aufzunehmen. 

Begründung 

§ 17 a enthält nicht prozessuale Vor-
schriften, ist also systemgemäß aus dem 
Zweiten Abschnitt in den Dritten Ab-
schnitt als „Zusatzbestimmung" zu über-
führen. 

12. Zu § 24 Abs. 2 

§ 24 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Beim Inkrafttreten des Gesetzes 
treten, vorbehaltlich der §§ 21 und 22, 
außer Kraft:" 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

13. Im § 24 Abs. 2 wird nach Buchstabe c) 
folgender neuer Buchstabe c 1) eingefügt: 

„c 1) § 1 der Verordnung des Ober-
landesgerichtspräsidenten in Hamm 
über die Bestellung eines Schiffahrts-
gerichts vom 31. Mai 1949 (Justizbl. 
Hamm S. 78)." 

Begründung: 

Die Vorschrift ist aus den gleichen Grün-
den wie die sonstigen landesrechtlichen 
Regelungen aufzuheben. 

14. Zu Art. 37 der „Bekanntmachung des 
deutschen Wortlautes der Artikel 32 -40 • 
der revidierten Rheinschiffahrtsakte so-
wie des Zusatzprotokolls vom 18. Sep-
tember 1895" (Anlage 2 der Regierungs-
vorlage) 

a) Im Abs. 2 muß es im ersten Satz nach 
dem ersten Komma heißen „ , so 
ist sie 

Im Abs. 3 muß es im zweiten Halb-
satz statt „dem Appellanten" heißen 

„dem Appelat". 

Begründung: 

Redaktionelle Berichtigung. 



Anlage 4 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Binnenschiffahrts- 

und Rheinschiffahrtssachen 

Die Bundesregierung schließt sich den 
Empfehlungen des Bundesrates an. Sie hält es 
jedoch für erforderlich, für §  2 Abs. 1 Satz 2 

an Stelle der empfohlenen Fassungsänderung 
folgenden Wortlaut vorzusehen: 

„Für Binnengewässer innerhalb der im 
Teil II der Seewasserstraßenordnung be-
zeichneten Grenzen sowie für den Nord-
Ostsee-Kanal gelten diese Vorschriften 
nur, wenn Seeschiffe an dem Vorfall 
nicht beteiligt sind." 

Die hierauf bezügliche Empfehlung des Bun-
desrates bezweckt, abweichend vom Regie-
rungsentwurf, bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 

über Vorfälle in Seehäfen im Rahmen des 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs auch 

dann den Schiffahrtsgerichten zuzuweisen, 

wenn Seeschiffe beteiligt sind. Dieses Ziel 
wird nur teilweise erreicht, wenn lediglich 
die Worte „für Seehäfen" aus § 2 Abs. 1 
Satz 2 in der Fassung der Regierungsvorlage 
gestrichen werden. Denn die Seewasser-
straßenordnung, auf deren Geltungsbereich 
5 2 Abs. 1 Satz 2 Bezug nimmt, gilt auf 
Grund der Hafenordnungen auch für manche 
Seehäfen (vgl. §  1 Abs. 2 der Seewasser-
straßenordnung in der Fassung vom 21. 3. 
1938 - RGBl. I1 S. 109). Der Zweck der 
Empfehlung des Bundesrates wird daher nur 
erreicht, wenn die in 5 2 Abs. 1 Satz 2 ent-
haltene Ausnahmevorschrift auf Binnen-
gewässer innerhalb der in Teil II der See-
wasserstraßenordnung bezeichneten Grenzen 
und den Nord-Ostsee-Kanal beschränkt wird. 


